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DIE LINKE Landesverband Bayern Antragsheft zum Landesparteitag am 11.12.2010 in Asbach-Bäumenheim



ANTRÄGE 4. Landesparteitag 11. Dezember 2010 Asbach-Bäumenheim 1
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DIE LINKE Landesverband Bayern Antragsheft zum Landesparteitag am 11.12.2010 in Asbach-Bäumenheim



1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43



Anträge zur Tagesordnung



TO



TO1: Beendigung des Parteitages (Änderung der Tagesordnung) Antragsteller: KV Allgäu-Memmingen-Unterallgäu; Vida Guggenmoss (KV KaufbeurenOstallgäu) Der Landesparteitag möge beschließen: Der heutige Landesparteitag beendet mit sofortiger Wirkung seine Sitzung. Ein neuer Landesparteitag wird erst einberufen, nachdem eine transparente und nachvollziehbare Mitgliederdatenbereinigung und eine anschließende auf den neuen Mitgliederdaten beruhende Neuwahl aller Landesparteitagsdelegierten stattgefunden hat. Weitere Beschlüsse, Abwahlen und Wahlen finden am heutigen Tage nicht statt. Begründung: Inzwischen wurde das Problem der fehlerhaften Mitgliederdaten und Mitgliederzahlen zwar als solches erkannt und Maßnahmen zur Klärung und Berichtigung in unserem Landesverband in Gang gesetzt, wir haben aber noch keinen Delegiertenschlüssel, der auf plausiblen, glaubwürdigen und richtigen Mitgliederdaten beruht. Der aktuelle Delegiertenschlüssel für diesen Landesparteitag 2010 basiert auf den Mitgliederzahlen vom 30.09.2009, die. wie wir jetzt wissen, mit immensen Fehlern behaftet sind. Durch die fehlerhaften Mitgliederdaten und den daraus resultierenden falschen Delegiertenschlüssel kommt es zu einer undemokratischen Verzerrung der Zusammensetzung des Landesparteitages. Dies ist nicht akzeptabel. Es daher damit zu rechnen, dass vor dem Hintergrund der knappen Mehrheitsverhältnisse alle Entscheidungen, Abstimmungen, Wahlen und Abwahlen dieses Landesparteitages juristisch angefochten werden - nicht nur vor der Schiedskommission, sondern auch vor den ordentlichen Gerichten. Die Medien, aber auch unsere Wählerinnen und Wähler schauen ganz genau hin, wie ernst uns die innerparteiliche Demokratie ist. BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



____________ ____________ ____________



Der Antrag wurde



Angenommen...........



Abgelehnt...........
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Anträge zum Haushalt



H



Antrag H1, Seite 1, Finanzplan, Antragsteller: Landesvorstand
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Antrag H1, Seite 2, Finanzplan, Antragsteller: Landesvorstand
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Antrag H1, Seite 3, Soll-Ist-Darstellung (1), Antragsteller: Landesvorstand
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Antrag H1, Seite 3, Soll-Ist-Darstellung (2), Antragsteller: Landesvorstand



1 2
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1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25



Antrag H1, Seite 3, Erläuterung Christel Rajda Erläuterung zum Haushaltsplan Diese Form des Haushaltsplanes ist hinterlegt mit den Konten der Buchhaltung. Der Landesvorstand kann damit öfter den IST-Zustand abfragen und evtl. den Haushalt im Laufe des Jahres anpassen. Außerdem erleichtert es die Arbeit, wenn man die Konten nur übertragen muss (macht das Programm automatisch ;-)))) anstatt mühselig die Gelder auf eine andere Einteilung aufzuschlüsseln. Dieser SOLL-IST-VERGLEICH ist umfangreicher als ihr es hier seht. Erschließt auch das Kassenbuch/die Buchhaltung der Kreise mit ein und könnte diesen als Haushaltsplan für das nächste Jahr auch zur Verfügung gestellt werden. (sie müssten nur die Einnahmen und Ausgaben von 2009 für 2011 aktualisieren). Ich werde im Landesfinanzrat am 6.11.für jeden KV ein Muster RB aus 2009 verteilen und es zur Diskussion stellen. Im SOLL-IST-VERGLEICH sind zurzeit noch die Mitgliedsbeiträge, der EL-Beitrag und die Forderungen an Kreisverbände (Rückstände z.B. Mitgliedsbeiträge aus dem Vorjahr) zusammengefasst. Das wird zum neuen Jahr überarbeitet. Ebenso fasst das Programm noch die Forderungen an Gliederungen zusammen. Hier erfolgt noch die Aufteilung in Zuschüsse an KV, Aufbaufonds und EL und staatliche Mittel an PV. Im Jahr 2009 hat der LV einen Durchschnittsbeitrag von 6,60 € erreicht. Zum Halbjahresabschluss 2010 haben 2164 Beitragszahler einen Durchschnittsbeitrag von 10 € aufgebracht. Die Klärung der säumigen Mitglieder ist im 1. Anlauf bis zum Jahresende zwar abgeschlossen, ist aber trotzdem ein fortlaufender Prozess, der auch 2011 weitergeführt werden muss. Es kann ein Ziel für das nächste Jahr sein, dass der Landesverband mit 2800 Mitgliedern einen Durchschnittsbeitrag von 9 € erreicht.
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Abwahlanträge gegen Vorstandsmitglieder - VO Es liegen insgesamt fünf Abwahlanträge gegen drei Vorstandsmitglieder vor. Diese sind fristgerecht eingegangen und durch die Antragsberatungskommission für zulässig befunden worden. VO1: Abwahlantrag gegen Eva Mendl, Antragsteller: Holger Grünwedel, Würzburg VO2: Abwahlantrag gegen Gilberte Lebien-Schachner, Antragsteller: Holger Grünwedel, Würzburg VO3-a Abwahlantrag gegen Ulrich Voß, Antragstellerin: Kreismitgliederversammlung Erlangen-Höchstadt VO3-b Abwahlantrag gegen Ulrich Voß, Antragsteller: Kreisvorstand Schweinfurt VO3-c Abwahlantrag gegen Ulrich Voß, Antragstellerin: Kreismitgliederversammlung Main-Rhön Die Abwahlanträge werden auf dem Landesparteitag durch die AntragstellerInnen mündlich und/oder schriftlich begründet.



1
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Anträge zur Änderung der Satzung



S



S1: Änderungen en der Landessatzung hinsichtlich der Bestimmungen zu LAGen Antragsteller: Kreisvorstand Nürnberg-Fürth; Kreismitgliederversammlung ErlangenHöchstadt Der Landesparteitag möge beschließen: § 7 Absatz 6 der Landessatzung soll wie folgt geändert werden: Bisheriger Text: „Landesweite Zusammenschlüsse können Delegierte zum Parteitag entsenden.“ wird ersetzt durch folgenden Wortlaut: „Landesweite Zusammenschlüsse können Delegierte mit beratender Stimme zum Parteitag entsenden.“ § 16 Absätze 1 und 8 Landessatzung werden entsprechend geändert: § 16 Abs. 1 Punkt c der Landessatzung: „Delegierte mit beratender Stimme aus den landesweiten innerparteilichen Zusammenschlüssen.“ § 16 Abs. 8: „Die Delegierten mit beratender Stimme aus den landesweiten Zusammenschlüssen werden …..“ Begründung: 1. Die Erfahrung hat gezeigt, dass die Entsendung von stimmberechtigten Delegierten durch Landesweite Zusammenschlüsse (LAGen) eher negative Rückwirkungen auf die Arbeit der jeweiligen LAG haben kann, da die inhaltliche und fachliche Arbeit überlagert werden kann von eher machtpolitisch motivierten Verhaltensweisen. Die notwendige inhaltliche Arbeit wird dadurch eher erschwert. Erste LAGen haben in ihren eigenen Satzungen aus diesen Gründen bereits auf Delegiertenmandate verzichtet. 2. Es gibt auch ein Problem der Demokratie: Zwar legt die Landessatzung fest: „Zur Berechnung der Mandatszahl (der LAG) kann ein Mitglied in nur einem landesweiten Zusammenschluss berücksichtigt werden.“ Dies löst allerdings nicht das Problem, dass ein Mitglied sein Stimmengewicht durch mehrfache Mitgliedschaft in verschiedenen LAGen bedeutend erweitern kann. Gegenüber einem Mitglied, das „nur“ in einem Kreisverband tätig ist kann ein Mitglied, das in mehreren LAGen tätig ist, sein Stimmengesicht vervielfachen. 3. Aufgabe der LAGen ist es, bestimmte politische Themen vertieft zu bearbeiten. Insofern ist die inhaltliche Arbeit der landesweiten Zusammenschlüsse zweifellos wertvoll für den Landesverband. Über Delegierte mit beratender Stimme kann diese wertvolle inhaltliche Arbeit in die landesweite politische Willensbildung einfließen. Denn diese Delegierten haben nach § 16 Abs. 10 „…auf Parteitagen die gleichen Rechte wie Delegierte mit beschließender Stimme, ausgenommen das aktive Stimmrecht bei Wahlen und Abstimmungen.“ BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen Der Antrag wurde



____________ ____________ ____________ Angenommen...........



Abgelehnt...........
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S2: Änderung der Landessatzung - Möglichkeit von Bezirksverbänden Antragsteller: Xaver Merk im Auftrag der „Bezirksmitgliederversammlung Schwaben“ vom 20.3.2010 in Leipheim Der Landesparteitag möge beschließen: Die Landessatzung der LINKEN Landesverband Bayern wird wie folgt ergänzt: § 12 a Bezirksverbände (1) Die Kreisverbände innerhalb eines bayerischen Bezirkes können als ergänzende Struktur einen Bezirksverband bilden. (2) Die Bezirksverbände führen den Namen: DIE LINKE Bezirksverband [Name des Bezirkes]. (3) Auf entsprechenden Antrag aller Kreisverbände (Kreismitgliederversammlungen) eines Bezirkes lädt der Landesvorstand innerhalb von 3 Monaten zur Gründungsversammlung des betreffenden Bezirksverbandes ein. Die Gründungsversammlung findet als Delegiertenversammlung statt. Die Anzahl der Delegierten bei der Gründungsversammlung entspricht der Anzahl der Landesparteitagsdelegierten der beteiligten Kreisverbände. (4) Das Weitere regeln die Bezirksverbände und die beteiligten Kreisverbände selbst. Begründung: erfolgt mündlich. BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



____________ ____________ ____________



Der Antrag wurde



Angenommen...........



Abgelehnt...........
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S3: Lastenausgleichfonds



26 27 28



Der Antrag wurde



Antragsteller: Sepp Obermeier, Rosenheim Der Landesparteitag möge beschließen: In § 16 der Landessatzung wird eingefügt: Jedem KV werden für seine Landesdelegierten einmal pro Parteitag Reisekosten erstattet. Zur Anwendung kommt die Höhe des parteiinternen Reisekostensatzes. Finanziert wird dies von den KV durch eine pauschale Umlage pro zustehenden Delegierten. Begründung: Die Parteitage finden in der Regel im Zentrum Bayerns statt. Die an den Grenzen Bayerns gelegenen KV haben neben den erheblich längeren Reisezeiten immer auch wesentlich höhere Reisekosten. Um diese ungleiche Belastung wenigstens finanziell auszugleichen soll wie folgt verfahren werden: Für jeden zustehenden Delegierten (also unabhängig ob anwesend oder nicht) wird eine Pauschale erhoben. An jeden KV wird einmal eine nach vom Ort des KV bis zum Ort des LPT berechnete Entfernungspauschale ausgezahlt. Nur einmal, da dies die KV zu Fahrgemeinschaften zwingt und es die kleinen KV gegenüber den Großen etwas bevorteilt. (Die Rand-KV sind meistens klein) BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



____________ ____________ ____________ Angenommen...........



Abgelehnt...........
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S4: Änderungen der Festlegung und Verteilung des Delegiertenschlüssels Antragsteller: Sepp Obermeier, Rosenheim Der Landesparteitag möge beschließen: § 16.4 der Landessatzung wird ersetzt durch: Jeder KV erhält zwei Grundmandate. Von 21 bis 40 Von 41 bis 60 Von 61 bis 80 Von 81 bis 100 Von 101 bis 130 Weiter in 30er Schritten bis 500 Ab 500 in 50er Schritten



11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42



3 Delegierte 4 Delegierte 5 Delegierte 6 Delegierte 7 Delegierte



Es gibt keine Stichtagregelung. Die Änderung tritt mit Erreichung oder Unterschreitung der Mitgliederstärke ein. § 16.6 der Landessatzung wird ersatzlos gestrichen. Begründung: Die derzeit geltende umständliche und fehlerbehaftete Berechnungsmethode ist undurchschaubar und gibt Spekulationen und Manipulationen weiten Raum. Durch die Stichtagregelung reagiert die LMV extrem langsam auf Mitgliederbewegungen, obwohl dazu keinerlei administrative Rechtfertigung vorliegt. Das immer wieder vorgebrachte Argument, die LMV würde zu groß, dadurch wären die Kosten zu hoch und es gäbe keine geeigneten Säle mehr ist obsolet, seit der LV den KV die Delegiertenkosten (Anreise, Übernachtung, Speis und Trank) aufgebürdet hat. Geeignete Säle gibt es in Bayern genug, das Problem ist wohl eher, dass die Zuständigen weder Überblick noch Verhandlungsgeschick haben. Selbst wenn wir bei 3000 Mitgliedern jedes zehnte Mitglied zum Delegierten machen würden, lägen wir erst bei 300 Delegierten. Größere Versammlungen sind schwieriger zu manipulieren. Mehr Delegierte pro KV führt zu besseren Vertretung des gesamten Spektrums der Partei und belebt auch die Mitgliederbeteilung. Eine Stärkung der KV-Vertreter zu den AGs bringt zum Ausdruck, dass an der Basis die Macht liegt und nicht in den Elfenbeintürmen der AGs. BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen Der Antrag wurde



____________ ____________ ____________ Angenommen...........



Abgelehnt...........
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S5: Einführung des Amtes des/der Generalsekretärs/Generalsekretärin



26 27 28 29



BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



30 31 32



Der Antrag wurde



Antragsteller: Sepp Obermeier, Rosenheim Der Landesparteitag möge beschließen: In § 19.1 wird als Punkt c eingefügt: Die Verwaltung des Landesverbandes wird von einem/r GeneralsekretärIn geleitet. Der/die GeneralsekretärIn wird auf die Dauer von zwei Jahren vom Landesparteitag gewählt. Diese Position ist hauptamtlich und Mitglied des geschäftsführenden Landesvorstandes. Das Generalsekretariat ist zuständig für die tägliche politische Arbeit, die Pressearbeit, die Vorbereitung und Durchführung der Wahlkämpfe, die parteiinterne Organisation, die Unterstützung der Kreisverbände. Näheres regelt der Landesparteitag vor der jeweilig anstehenden Wahl. Das Generalsekretariat ersetzt die Landesgeschäftsführung. Begründung: Die Praxis zeigte, dass es zu häufig lähmenden Pattsituationen im Vorstand kommt und dadurch die Arbeitsfähigkeit stark eingeschränkt ist. Ein Landesgeschäftsführer ist nur das ausführende Organ des Landesvorstandes und dementsprechend eingeschränkt. Ein gewählter Generalsekretär kann Defizite des Landesvorstandes ausgleichen, da er das Mandat der Mitglieder hat.



____________ ____________ ____________ Angenommen...........



Abgelehnt...........



33
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Anträge zur Organisation und Arbeit des Landesverbandes



O



O1: Rahmenbedingungen für politisch bedingte Einkommen Antragsteller: Karlheinz Bachmann, Murnau Der Landesparteitag möge beschließen: Es müssen Rahmenrichtlinien für die politisch bedingten Einkommen unserer Funktionsträger ab sofort erstellt werden. Den Gremien ist darüber Rechenschaft zu geben. BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38



Der Antrag wurde



39 40 41 42



Der Antrag wurde



____________ ____________ ____________ Angenommen...........



Abgelehnt...........



O2: Trennung von Amt und Mandat Antragsteller: Rudolf Blößner, Augsburg Der Landesparteitag möge beschließen: Mitglieder der Partei, die MdB – MdL und deren Angestellte sind, sollten keine Ämter auf Kreisebene und im Landesvorstand einnehmen. Zeitliche Überschneidungen Unabhängigkeit auf Grund von eventuellen Interessenskonflikten nicht immer möglich. Basisdemokratie durch die Einbindung von mehr Mitgliedern auf Kreis-, Landesebene Beschluss, dass dieser Antrag zum nächsten Bundesparteitag eingebracht wird. BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



____________ ____________ ____________ Angenommen...........



Abgelehnt...........
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O3: Kommission Mitgliederdatenpflege



26 27 28



Der Antrag wurde



AntragstellerInnen : Kreisvorstand, Kreisparteitag KV Allgäu-Memmingen-Unterallgäu; Mitgliederversammlung KV Dachau; Kreisvorstand Starnberg; Reinhard Simon, Helmut Haselbach, Michael Bovens, Georg Mutter (alle KV Kempten-Oberallgäu) Vida Guggenmos, David Montazer, Rudi Krumm, Tobias Schor (alle KV Kaufbeuren-Ostallgäu) Der Landesparteitag möge beschließen: Der Landesvorstand wählt unverzüglich eine Kommission „Mitgliederdatenpflege“, die aus vier Landesvorstandsmitgliedern besteht, wobei zwei von ihnen der „Mehrheitsfraktion“ und zwei der „Minderheitsfraktion“ angehören. Die Kommission unterstützt den/die Landesschatzmeister/in bei der kontinuierlichen Pflege der Mitgliederdaten und erhält hierzu alle erforderlichen Zugänge und Befugnisse. Begründung: Vertrauen ist gut. Kontrolle ist besser. Die weitere Begründung erfolgt mündlich. BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



____________ ____________ ____________ Angenommen…........



Abgelehnt…........
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Politische Anträge



P



P1: Aufnahme Art. 15 GG ins Bundesparteiprogramm Antragsteller: Helmut Lesch Lobmeier, Windberg (KV Straubing) Der Landesparteitag möge beschließen: 1) Aufnahme des Artikel 15 des Grundgesetzes in das Bundesparteiprogramm und Diskussion als des Artikel 15 GG als Hauptforderung Begründung: Ich halte es zur jetzigen Zeit angebracht, endlich das GG in Gebrauch zu nehmen, da sich in der Bevölkerung die Wut so anstaut, dass ich befürchte, es kommt zu einem Chaos, der die Demokratie aus der Bahn wirft. Die Linke hätte längst einen Antrag in dem Bundestag stellen müssen. Wenn nicht endlich eine echte Abgrenzung von der SPD zu erkennen ist, wird sie in absehbarer Zeit, von anderen Parteien geschluckt. Zu dem Antrag werde ich mündlich auf dem Parteitag Stellung nehmen. BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



____________ ____________ ____________



Der Antrag wurde



Angenommen...........



Abgelehnt...........



Anm. der Antragsberatungskommission: Der Artikel 15 des Grundgesetzes lautet: "Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung gilt Artikel 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 entsprechend."
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1 2



P2: Mobilisierung zur Anti-Nazi-Blockade des Bündnisses „Dresden nazifrei“ im Februar 2011



3



Antragstellerin: Nicole Gohlke, München



4



Der Landesparteitag möge beschließen:



5 6 7 8 9 10 11 12 13



1. DIE LINKE Bayern unterstützt das Bündnis „Nazifrei – Dresden stellt sich quer!“, das sich zum Ziel gesetzt hat, mit Mitteln des massenhaften zivilen Ungehorsams den größten Naziaufmarsch Europas nach dem großen politischen Erfolg der Blockaden 2010 erneut im Februar 2011 zu stoppen. 2. Der Landesverband der Bayerischen LINKEN und seine Kreisverbände befördern aktiv die Mobilisierung ihrer Mitglieder und Sympathisant/innen zu den Blockade-Aktionen nach Dresden und beteiligen sich dafür an regionalen Mobilisierungsbündnissen und Mobilisierungsveranstaltungen.



14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30



Begründung Am 13. Februar 2010 ist gelungen, was viele nicht für möglich gehalten haben: Auf der Aktionsgrundlage von Massenblockaden sind über 10.000 Menschen nach Dresden gekommen und haben gemeinsam mit tausenden Dresdner/innen den europaweit größten Naziaufmarsch blockiert! Ein Erfolg, der im Jahr 2010 dazu beitrug, auch regionale und lokale Anti-Nazi-Bündnisse neu zu inspirieren und der antifaschistischen Arbeit an sich wieder neuen Auftrieb gab. Die LINKE, ihre Mitglieder und Repräsentant/innen hatten an diesem politischen Erfolg entscheidenden Anteil. Viele LINKE-Mitglieder wandten sich scharf gegen die Versuche der (sächsischen) Staatanwaltschaft, die Blockaden zu kriminalisieren; das Engagement vieler LINKEMitglieder vor Ort in Dresden war beispielhaft und verschaffte der Partei hohe politische Glaubwürdigkeit. Für 2011 mobilisieren die Nazis nun wieder nach Dresden. Es gilt darum, an den großen diesjährigen politischen Erfolg anzuknüpfen und sich den Nazis abermals in den Weg zu stellen: 2011 sollen die Blockaden noch größer werden und noch breiter getragen sein! Dafür sind regionale Bündnisse und Vernetzungen von hoher Bedeutung! Hier kann die bayerische LINKE einen wichtigen Beitrag leisten.



31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42



BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



____________ ____________ ____________



Der Antrag wurde



Angenommen...........



Abgelehnt...........
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P3: Bayerische LINKE unterstützt DIE LINKE Baden-Württemberg



5



Der Landesparteitag möge beschließen:



6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34



Antragsteller: Wolfgang Ziller, Schweinfurt



Die reale Situation vieler Menschen in Baden-Württemberg ist der in Bayern sehr ähnlich. Im Leitantrag des dortigen Landesvorstandes an ihren Parteitag heisst es u.a.: „Die von der Regierung Schröder/Fischer verschärfte Politik der sozialen Spaltung durch die HartzGesetze, die Ausweitung des Niedriglohnsektors und die moderne Form der Sklavenhaltung, die sich Zeitarbeit nennt, ist durch die Regierung von CDU und FDP in Baden-Württemberg ungebremst fortgesetzt und weiter vertieft worden. Dabei zeigt die Kombination der Politik der Hartz-Gesetze mit dem von CDU und FDP stur verteidigten dreigliedrigen Schulsystem und der Verweigerung eines ganztägigen Bildungsangebots eine besonders unheilvolle Wirkung. Die von SPD und Grünen verschärfte soziale Spaltung wird durch das bestehende Bildungssystem zusätzlich verfestigt. Nirgendwo in Deutschland hängen Bildungschancen so sehr von Einkommen und Vermögen der Eltern ab wie in Baden-Württemberg und Bayern.“ Das besondere Engagement der LINKEN in der Bewegung gegen „Stuttgart 21“ wie bei Friedensund sozialen Themen sind eine gute Grundlage, den Einzug in den Landtag von BadenWürttemberg zu schaffen. Wir bayerische LINKE wollen unsere Nachbarn dabei tatkräftig unterstützen! . BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



____________ ____________ ____________



Der Antrag wurde



Angenommen...........



Abgelehnt...........
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DIE LINKE Landesverband Bayern Antragsheft zum Landesparteitag am 11.12.2010 in Asbach-Bäumenheim



1 2 3 4



P4: MieterInnen in Bayern



5



Der Landesparteitag möge beschließen:



Antragsteller: Karlheinz Bachmann, Murnau



6 7 8 9 10 11 12 13 14



Der Landesvorstand wird ersucht, baldmöglichst ein Konzept zu erstellen, wie die Situation der Mieter in Bayern, vor allem derer mit geringem Einkommen, entscheidend verbessert werden kann (z.B. durch Anhörung der Mietervereine, Kampf gegen Bodenspekulationen, Mieterdemos, Mieterstreiks).



15 16 17 18 19 20



Der Antrag wurde
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Der Landesparteitag möge beschließen:



22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33



BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



____________ ____________ ____________ Angenommen...........



Abgelehnt...........



P5: Nahverkehr in Bayern Antragsteller: Karlheinz Bachmann, Murnau



Der Landesvorstand wird ersucht zu erkunden, wie die Situation des öffentlichen Nahverkehrs in Bayern, vor allem in ländlichen Gebieten, grundlegend verbessert werden kann (z.B. größere Verbundsysteme, öffentlich oder privat, Zusammenarbeit der Kommunen, Zusammenarbeit mit PRO BAHN etc). BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen Der Antrag wurde



____________ ____________ ____________ Angenommen...........



Abgelehnt...........



34 35
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DIE LINKE Landesverband Bayern Antragsheft zum Landesparteitag am 11.12.2010 in Asbach-Bäumenheim



1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 43 44 45 46



Antrag P6: Palästinasolidarität



47 48 49 50 51



Der Antrag wurde



Antragsteller: Henning Hintze; Magdi Gohary, beide München Die Lage in Palästina ist derzeit so hoffnungslos wie seit Jahren nicht mehr. Die Weigerung der israelischen Regierung, für die Dauer von Friedensverhandlungen den Ausbau illegaler Siedlungen auf palästinensischem Gebiet zu stoppen, verstärkt die Spannungen, so dass über kurz oder lang ein weiterer Krieg möglich erscheint. In dieser Situation können verbale Bekundungen der Solidarität mit der entrechteten Bevölkerung Palästinas für DIE LINKE nicht mehr ausreichen. Nötig sind unübersehbare internationale Zeichen, die die Politik der Regierung Netanyahu / Lieberman als Gefährdung des Friedens im Nahen Osten markieren. Um einen erneuten Krieg mit vielen unschuldigen Opfern zu vermeiden, hält DIE LINKE in Bayern es für erforderlich, den Druck auf Israel zu erhöhen, seine Besatzung palästinensischer Gebiete aufzugeben. Um den Druck fühlbar zu machen, unterstützt DIE LINKE daher die Forderung - die u.a. 13 Bischöfe Jerusalems im christlichen „Kairos“-Dokument zur Lage in Palästina erhoben haben - , keine Waren und Produkte aus den illegalen Siedlungen mehr zu kaufen. Diese werden dort unter Missachtung des Völkerrechts hergestellt. Um Fehlinterpretationen vorzubeugen, fügen wir hinzu: Ein Boykott ist nicht gegen Israel gerichtet, an dessen staatlicher Existenz wir niemals Zweifel gelassen haben, er richtet sich vielmehr gegen die verantwortungslose Politik der israelischen Regierung, die an der Besatzung festhält. Unser Boykott richtet sich nicht generell gegen alle israelischen Produkte sondern ist begrenzt auf Produkte aus den illegalen Siedlungen (wie z.B. Wassersprudler der Firma Soda-Club). Begründung Die Palästinenser leiden seit Jahren unter der Unterdrückung durch Israel. Zahlreiche UNResolutionen wurden von diversen israelischen Regierungen ignoriert. Die fortwährende Unterdrückung, die so weit geht, dass palästinensische Bauern oft nicht einmal ohne Bedrohung durch israelische Siedler die Früchte ihrer eigenen Feldern ernten können. Hunderte von Kontrollstellen der israelische Armee schränken nicht nur die Bewegungsfreiheit empfindlich ein und schädigen tagtäglich die Wirtschaft, sie produzieren auch ständig neue Aggressionen. Für die Palästinenser rückt die Verwirklichung des Rechts auf einen lebensfähigen eigenen Staat, der als Nachbar friedlich mit Israel zusammenlebt, in immer weitere Ferne. Viele haben die Hoffnung verloren und wandern aus. Die Entscheidung, keine Waren aus den illegal besetzten Gebieten mehr zu kaufen, ist in keiner Weise anti-israelisch, im Gegenteil: Ein Ende der Besatzung wäre ein entscheidender Beitrag zur Sicherheit Israels. Dies wird auch von der israelischen Friedensbewegung so gesehen. Die kolossalen Verbrechen, die Deutschland an den Juden während der NS-Zeit begangen hat, dürfen uns dazu nicht dazu verleiten, das anhaltende Unrecht Israels gegenüber den Palästinensern zu tolerieren. BESCHLUSS Dafür Dagegen Enthaltungen



____________ ____________ ____________ Angenommen...........



Abgelehnt...........
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11.12.2010 - Antragsteller: Kreisvorstand Schweinfurt. VO3-c Abwahlantrag gegen Ulrich Voß,. Antragstellerin: Kreismitgliederversammlung Main-Rhön.










 


[image: alt]





Die Linke 
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neujahrsempfang die linke. homburg mit oskar ... - DIE LINKE. sojus 

25.01.2017 - partner auf ihrer Seite angeboten werden kÃ¶nnen. Bitte einfache eine .... durch den Abbau, Dreckschleudern â–« Kern- energie: Fukushima!
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TTIP - DIE LINKE. Hessen 

01.10.2014 - Comprehensive Economic and Trade Agreement (Kanada und EU) .... Ã–ffentlichkeit und stehen im Internet â€“ auch auf Deutsch â€“ zur VerfÃ¼gung ...
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2016 - DIE LINKE Flensburg 

20.09.2016 - Die Bezeichnung â€žFrauâ€œ statt â€žDameâ€œ hat eine, die soziale Stellung der Person weiblichen. Geschlechts nicht berÃ¼cksichtigende Bedeutung ...
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neujahrsempfang die linke. homburg mit oskar ... - DIE LINKE. sojus 

HOMBURG MIT. OSKAR LAFONTAINE. Mittwoch, 25. Januar 2017, 19 Uhr im. Siebenpfeifferhaus, KirchenstraÃŸe 8, 66424. Homburg - mehr auf Seite 2. Ð¡ÐžÐ®Ð—.
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Steinecke - DIE LINKE in Bremen 

25.07.2009 - UnternehmensfÃ¼hrung nach Gutsherrenart hat oft zur Folge, dass unfÃ¤hige Manager mit einer. Abfindung die StÃ¤tte ihres Versagens verlassen ...
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Indiana University verbessert Kommunikation 
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Stoppt die AfD! - Partei DIE LINKE 

... die Â»Patriotische. PlattformÂ« UnterstÃ¼tzung erhalten sie vom Partei-Vize Alexander. Gauland Dieser ist fÃ¼r sie wichtig, weil er sich auf eine vierzig- jÃ¤hrige CDU-Mitgliedschaft berufen kann 12. HÃ¶cke will die AfD zu einer Â»fundamentalop
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Die Grünen im Landtag Bayern 

22.05.2014 - ministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst geplant wird, um die erforderliche Be- wusstseinsbildung zu realisieren und den ...
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Schneller HÃ¶her Teurer - DIE LINKE Hamburg 

rem Hafen ist ohnehin alles dicht gedrÃ¤ngt, die. FlÃ¤chen sind auch ohne Olympia schon knapp. Um Stadien, UnterkÃ¼nfte und Hallen zu bauen, mÃ¼ssen ganze ...
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WahlprÃ¼fstein DIE LINKE - Deutsche AIDS-Hilfe 

Urteile der obersten indischen Gerichte haben dieses Vorgehen gestÃ¼tzt (zuletzt gegen den. Konzern Novartis im April 2013). Die HIV-Behandlung hat sich in vielen LÃ¤ndern Afrikas und. Asiens massiv verbessert, nachdem die Produktion von generischen 
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www.linksfraktion-nrw.de. Fraktion DIE LINKE. im Landtag von Nordrhein-Westfalen. Platz des Landtags 1. 40221 DÃ¼sseldorf. Tel. (0211) 884 â€“ 4603.
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parlamentsreport - DIE LINKE im ThÃ¼ringer Landtag 

der BÃ¼rger am Ende nicht mehr weiÃŸ, wo das richtige Amt und wer der richti- ge Ansprechpartner istâ€œ, so Bodo ..... Mitarbeiter des Bundesamtes fÃ¼r Ver- fassungsschutz, Rudolf van HÃ¼llen, at- testierte seinen ThÃ¼ringer Kollegen .... Veronika Fe
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parlamentsreport - DIE LINKE im ThÃ¼ringer Landtag 

25.06.2012 - Mitarbeiter durch die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit in neue BeschÃ¤ftigung. Es handelt sich keinesfalls um eine Er- ..... sische Jugend - Gefahr von Rechts zwischen Volkstanz und Neonazis- musâ€œ vorgestellt. .... sozialistischen Massenorgan
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parlamentsreport - DIE LINKE im ThÃ¼ringer Landtag 

25.06.2012 - ls â€žzutiefst empÃ¶rendâ€œ bezeich- net Bodo Ramelow, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE im ThÃ¼ringer. Landtag, den Beschluss der GlÃ¤ubiger, die Schlecker-Drogerien abzuwickeln. FÃ¼r Fehlentscheidungen aus der Wirt- schaft und der Po
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Schneller HÃ¶her Teurer - DIE LINKE Hamburg 

Olympia ist das Geld auf einmal da: zweistelli- ge MillionenbetrÃ¤ge ... das wir alle werden bezahlen mÃ¼ssen. Weil ... die Umwelt. Das Versprechen â€žnachhaltiger.
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parlamentsreport - DIE LINKE im ThÃ¼ringer Landtag 

in ThÃ¼ringen als auch im Bund â€“ Ã¼berdacht und revidiert werden.â€œ Mit dem Namen des ehemaligen. ThÃ¼ringer .... fÃ¼hren. In Deutschland wird die Tech- nologie seit 15 Jahren angewandt, in. ThÃ¼ringen bisher nicht. ... Unternehmen mit Probebohrun
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WahlprÃ¼fstein DIE LINKE - Deutsche AIDS-Hilfe 

DIE LINKE fordert die Rehabilitation und. EntschÃ¤digung von MÃ¤nnern, die als Homosexuelle nach Â§ 175 StGB verfolgt und verurteilt wurden. Wir unterstÃ¼tzen Transgender in ihrem Kampf um Anerkennung ihrer geschlechtlichen. IdentitÃ¤ten. Die Abschaf
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Mediaocean verbessert Kundensupporteams und 

Mediaocean entschied sich ursprÃ¼nglich fÃ¼r Zendesk Support als Plattform zum Verwalten aller globalen SupportaktivitÃ¤ten. Drei Jahre spÃ¤ter erwarb eine ...
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Darüber hinaus werden wir die bewährte Sicherheitsstrategie unserer Polizei weiter fortfüh- ren. Das heißt, wir dulden keine rechtsfreien Räume, setzen auf eine gezielte Kriminalpräven- ..... Zuwanderer als Mehrfachtäter: Nationalitäten .
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